
 

  

S 44 KR 658/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Schleswig-Holstein
Sozialgericht Schleswig-Holsteinisches

Landessozialgericht
Sachgebiet -
Abteilung 5.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Verjährung; Rückerstattung der

Aufwandspauschale
Leitsätze Die §§ 109 Abs. 5 SGB V und 326 SGB V a.

F. finden auf die Aufwandspauschale
keine Anwendung, weil es sich hierbei
nicht um eine Vergütung im Sinne dieser
Vorschriften handelt. Mangels
planwidriger Gesetzeslücke scheidet auch
eine entsprechende Anwendung der
Rechtsnormen auf Aufwandspauschalen
aus.

Normenkette SGB V § 109 Abs. 5; SGB V a. F. § 325

1. Instanz

Aktenzeichen S 44 KR 658/19
Datum 06.07.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KR 166/20
Datum 24.08.2022

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 6. Juli
2020 aufgehoben und die Klage abgewiesen.

Â 

Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt die Kosten fÃ¼r beide RechtszÃ¼ge.

Â 
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Â 

Die Revision wird zugelassen.

Â 

Der Streitwert wird fÃ¼r das Berufungsverfahren auf 300,00 EUR festgesetzt.

Â 

Tatbestand

Die Beteiligten streiten Ã¼ber einen VergÃ¼tungsanspruch der KlÃ¤gerin in HÃ¶he
von 300,00 EUR, nachdem die Beklagte im Hinblick auf einen vermeintlichen
Erstattungsanspruch wegen einer zuvor gezahlten Aufwandspauschale in dieser
HÃ¶he eine Verrechnung mit dem ansonsten unstreitigen VergÃ¼tungsanspruch
der KlÃ¤gerin vorgenommen hat.

Â 

Die KlÃ¤ger betreibt ein nach Â§Â 108 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V)
zugelassenes Krankenhaus, in dem die am 1946 geborene und bei der Beklagten
gesetzlich krankenversicherte G. (Versicherte) in der Zeit vom 8. bis 30. Januar
2015 vollstationÃ¤r behandelt wurde. Nachdem eine sachlich-rechnerische
RichtigkeitsprÃ¼fung des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK)
hinsichtlich der Kodierung der Nebendiagnose nicht zu einer Minderung des
Rechnungsbetrages gefÃ¼hrt hatte, stellte die KlÃ¤gerin der Beklagten am 14. Juli
2015 eine Aufwandspauschale in HÃ¶he von 300,00 EUR in Rechnung, die die
Beklagte am 29. Juli 2015 beglich. Am 16. Mai 2019 setzte die Beklagte diesen
Betrag durch Verrechnung mit einer unstreitigen VergÃ¼tungsforderung der
KlÃ¤gerin in einem anderen Behandlungsfall wieder ab.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat am 9. Dezember 2019 Klage beim Sozialgericht Kiel erhoben. Zur
BegrÃ¼ndung hat sie ausgefÃ¼hrt, die Voraussetzungen fÃ¼r die Zahlung einer
Aufwandspauschale hÃ¤tten vorgelegen. Die Beklagte habe eine MDK-PrÃ¼fung mit
dem Ziel der AbrechnungskÃ¼rzung veranlasst. Ihr â�� der KlÃ¤gerin â�� sei
dadurch ein Verwaltungsaufwand entstanden. Die PrÃ¼fung habe nicht zu einer
RechnungskÃ¼rzung gefÃ¼hrt. Ein etwaiger Erstattungsanspruch der Beklagten sei
mit Ablauf des GeschÃ¤ftsjahres 2016 verwirkt gewesen. Mit Ablauf des
Kalenderjahres 2018 sei zudem VerjÃ¤hrung eingetreten. Insoweit gelte nicht die
vierjÃ¤hrige sozialrechtliche, sondern die dreijÃ¤hrige zivilrechtliche
VerjÃ¤hrungsfrist, weil es sich bei der Aufwandspauschale ersichtlich nicht um eine
Sozialleistung handele und das Bundessozialgericht (BSG) das Konstrukt der
sachlich-rechnerischen PrÃ¼fung aus dem allgemeinen Zivilrecht abgeleitet habe.
Die KlÃ¤gerin hat auf Â§Â 814 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) verwiesen und
geltend gemacht, die Beklagte habe gewusst, dass sie nicht zur Leistung
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verpflichtet gewesen sei. Das BSG habe schlieÃ�lich bereits mit Urteil vom 1. Juli
2014 und damit weit vor der Zahlung der Aufwandspauschale die sachlich-
rechnerische PrÃ¼fung als eigenstÃ¤ndige Form der AbrechnungsprÃ¼fung
festgestellt und entschieden, dass in diesen FÃ¤llen keine Aufwandspauschale zu
zahlen sei.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat beantragt,

Â 

die Beklagte zu verurteilen, an sie 300,00 EUR zuzÃ¼glich Zinsen in HÃ¶he von
fÃ¼nf Prozentpunkte Ã¼ber dem Basiszinssatz seit dem 17. Mai 2019 zu zahlen.

Â 

Die Beklagte hat beantragt,

Â 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Klage abzuweisen.

Â 

Sie hat erwidert, es gelte nach zutreffender Rechtsprechung des BSG eine
vierjÃ¤hrige VerjÃ¤hrungsfrist. Die Rechtsprechung des BSG zur Verwirkung bei
Nachtragsrechnungen von KrankenhÃ¤usern sei auf Fallkonstellationen der
vorliegenden Art nicht anwendbar.

Â 

Im EinverstÃ¤ndnis mit den Beteiligten hat das Sozialgericht gemÃ¤Ã� Â§Â 124
Abs.Â 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entschieden und
der Klage stattgegeben. Zur BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin habe
Anspruch auf die geltend gemachte Klageforderung. Die Beklagte habe mit der von
ihr erklÃ¤rten Aufrechnung den unstreitigen VergÃ¼tungsanspruch der KlÃ¤gerin
nicht zum ErlÃ¶schen bringen kÃ¶nnen, denn es fehle insoweit an einer
Aufrechnungslage. Der von der Beklagten geltend gemachte Erstattungsanspruch
sei verwirkt gewesen. Das BSG (Urteil vom 5. Juli 2016 â�� B 1Â KRÂ 40/15 R) habe
als Verwirkungsverhalten regelmÃ¤Ã�ig die vorbehaltlose Erteilung einer nicht
offensichtlich unschlÃ¼ssigen Schlussrechnung eines Krankenhauses gewertet.
Eine Vertrauensgrundlage entstehe in der Regel im Anschluss hieran, wenn das
Krankenhaus eine Nachforderung weder im gerade laufenden noch im
nachfolgenden vollen Haushaltsjahr der Krankenkasse gegenÃ¼ber geltend mache.
Der Vertrauenstatbestand erwachse daraus, dass die Krankenkasse regelhaft darauf
vertraue, dass das Krankenhaus insoweit keine weiteren Nachforderungen erhebe.
Hieran richte sie ihr Verhalten aus, indem sie davon Abstand nehme, die
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Abrechnung als zweifelhaft zu behandeln und â�� im Kontext sonstiger streitiger
Forderungen â�� dafÃ¼r haushaltsrechtlich relevante Vorkehrungen zu treffen.
Diese GrundsÃ¤tze wÃ¼rden auch im Fall einer RÃ¼ckforderung der Krankenkasse
gegenÃ¼ber dem Krankenhaus gelten. Hier habe die Beklagte der KlÃ¤gerin die
Aufwandspauschale am 29. Juli 2015 gezahlt und erst am 16. Mai 2019 im Wege der
Aufrechnung einbehalten. Bei der KlÃ¤gerin sei ein Vertrauenstatbestand
erwachsen, weil nach Abschluss mehrerer Haushaltsjahre keine RÃ¼ckforderung
geltend gemacht worden sei. Angesichts des langen Zeitraumes und der
hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung des BSG zur Verwirkung im Hinblick auf
Forderungen der KrankenhÃ¤user gegenÃ¼ber den Krankenkassen sei in einer
solchen Konstellation vom Entstehen einer hinreichenden Vertrauensgrundlage
auszugehen. Dabei sei zu berÃ¼cksichtigen, dass die Beteiligten aufgrund eines
dauerhaften Vertragsrahmens stÃ¤ndig professionell zusammenarbeiten wÃ¼rden.
Diese Vertragsbeziehungen seien von einem systembedingten
Beschleunigungsgebot geprÃ¤gt und verpflichteten zur gegenseitigen
RÃ¼cksichtnahme.

Â 

Gegen das ihr am 5. August 2020 zugestellte Urteil wendet sich die Beklagte mit
ihrer Berufung, die am selben Tag beim Schleswig-Holsteinischen
Landessozialgericht eingegangen ist. Sie macht geltend, das angefochtene Urteil sei
nicht mit der Rechtsprechung des BSG im Urteil vom 16. Juli 2020 â�� B
1Â KRÂ 15/19 R â�� vereinbar. Danach liege bei der RÃ¼ckforderung vorbehaltlos
zu Unrecht gezahlter Aufwandspauschalen nach sachlich-rechnerischen PrÃ¼fungen
ab 1. Januar 2015 kein Verwirkungstatbestand vor. Die KrankenhÃ¤user wÃ¼rden
insoweit keinen Vertrauensschutz genieÃ�en. Aufgrund der nicht abschlieÃ�end
geklÃ¤rten Rechtslage hÃ¤tten die KrankenhÃ¤user nicht darauf vertrauen
dÃ¼rfen, dass die Krankenkassen keine ErstattungsansprÃ¼che geltend machen
wÃ¼rden. Nach KlÃ¤rung der Berechtigung ihrer AnsprÃ¼che durch Beschluss des
Bundesverfassungsgerichtes (BVerfG) vom 28. November 2018 â�� 1Â BvRÂ 318/17
, 1474/17 und 2207/17 sei sie â�� die Beklagte â�� daher berechtigt gewesen,
innerhalb der VerjÃ¤hrungsfrist mit Erstattungsforderungen nach zu Unrecht
gezahlten Aufwandspauschalen aufzurechnen.

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 6. Juli 2020 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt,
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Â 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie hÃ¤lt das Urteil fÃ¼r zutreffend. Der Entscheidung des Sozialgerichts stehe
insbesondere nicht die von der Beklagten zitierte Rechtsprechung des BSG
entgegen. Hier sei Ansatz fÃ¼r einen Vertrauensschutz nicht nur das
Umstandsmoment der vorbehaltlosen Zahlung im Jahr 2015, also zu einem
Zeitpunkt, als die Rechtsprechung des BSG zur Nichtanwendbarkeit des Â§Â 275
Abs.Â 1 Nr.Â 1 SGB V auf sachlich-rechnerische PrÃ¼fungen lÃ¤ngst bekannt
gewesen sei, sondern es komme hinzu das Zeitmoment, dass nÃ¤mlich eine
Erstattung der gezahlten Aufwandspauschale erst fast vier Jahre spÃ¤ter verlangt
worden sei. Zu diesem Zeitpunkt habe sie â�� die KlÃ¤gerin â�� nicht mehr mit
einer Erstattungsforderung rechnen mÃ¼ssen. Sie habe auch nicht mehr damit
gerechnet und insbesondere keine RÃ¼ckstellungen dafÃ¼r gebildet. Mit dieser
BegrÃ¼ndung habe sich das BSG noch nicht befasst. Nach dem Beschluss des
Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 18. Mai 2020 â�� L
5Â KRÂ 213/18 NZB â�� wende auch der Senat â�� ebenso wie das Sozialgericht
Kiel â�� die Rechtsprechung des BSG zur Verwirkung bei Rechnungskorrekturen
auÃ�erhalb des laufenden und folgenden GeschÃ¤ftsjahres auf Forderungen der
Krankenkassen gegen die KrankenhÃ¤user an. Soweit sich die Beklagte dagegen
wende und auf eine Entscheidung des BSG vom 21. April 2015 (B 1Â KRÂ 7/15 R,
dort Rn. 20Â ff.) beziehe, werde auf den maÃ�geblichen Unterschied hingewiesen,
dass die Rechnung Ã¼ber eine Aufwandspauschale â�� anders als Ã¼ber die
Behandlungskosten â�� nicht der sogenannten primÃ¤ren Zahlungspflicht
unterliege, mithin nicht kurz befristet sei. Es stehe der Krankenkasse jederzeit frei,
die Rechnung erst zu prÃ¼fen und dann zu bezahlen, wenn sie sie fÃ¼r
begrÃ¼ndet erachte, oder sie unter Vorbehalt zu zahlen. Wenn dann aber eine
vorbehaltlose Zahlung erfolge, dÃ¼rfe sie â�� die KlÃ¤gerin â�� auch davon
ausgehen, das Geld behalten zu dÃ¼rfen, erst Recht, wenn ein
RÃ¼ckforderungsanspruch erst nach Jahren geltend gemacht werde. Das BSG
schlieÃ�e im Urteil vom 21. April 2015 â�� B 1Â KRÂ 7/15 R â�� entgegen der
Behauptung der Beklagten eine Verwirkung in diese Richtung auch nicht aus. Es
stelle nur fest, dass der bloÃ�e Zeitablauf kein die Verwirkung begrÃ¼ndendes
Verhalten darstelle. Der erforderliche Verwirkungstatbestand, das sogenannte
Umstandsmoment, liege hier indes vor. AuÃ�erdem sei ein etwaiger
Erstattungsanspruch der Beklagten zum Zeitpunkt der Verrechnung bereits
verjÃ¤hrt gewesen (Â§Â 69 SGB V i.â�¯V.â�¯m. Â§Â§Â 194Â ff. BGB). Es gehe hier
nÃ¤mlich nicht um Sozialleistungen. Das BSG habe seine Rechtsprechung zur
PrÃ¼fung auf sachlich-rechnerische Richtigkeit aus allgemeinen zivilrechtlichen
GrundsÃ¤tzen der RechnungsprÃ¼fung hergeleitet. Dann mÃ¼sse aber auch die
kÃ¼rzere zivilrechtliche VerjÃ¤hrungsfrist von drei Jahren zum Jahresende â�� hier
2018 â�� gelten. Zum Zeitpunkt der Absetzung (2019) sei ein etwaiger
Erstattungsanspruch der Beklagten auÃ�erdem auch gemÃ¤Ã� Â§Â 109 Abs.Â 5
SatzÂ 1 SGB V bereits verjÃ¤hrt gewesen. Weiterhin sei ein etwaiger
Erstattungsanspruch nach Â§Â 325 a.â�¯F. SGB V ausgeschlossen.
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Â 

Die Beklagte erwidert, er handele sich um einen Ã¶ffentlich-rechtlichen
Erstattungsanspruch, auf den nach hÃ¶chstrichterlicher Rechtsprechung die
vierjÃ¤hrige VerjÃ¤hrungsfrist anzuwenden sei. Nur soweit Ã¶ffentlich-rechtliche
ErstattungsansprÃ¼che von Krankenkassen auf Ã¼berzahlter
KrankenhausvergÃ¼tung beruhten, sei die VerjÃ¤hrungsfrist durch die EinfÃ¼gung
des Â§Â 109 Abs.Â 5 SGB V auf zwei Jahre verkÃ¼rzt worden. Die Auffassung der
24. Kammer des Sozialgerichts Kiel in mehreren Entscheidungen vom 25. November
2020 zu Gunsten der KlÃ¤gerin, dass Â§Â 109 Abs.Â 5 SÃ¤tze 1 und 2 SGB V sowie
die Frist in Â§Â 325 a.â�¯F. SGB V (jetzt Â§Â 412 SGB V) ihrem Sinn und Zweck
nach, schnell Rechtsfrieden zu schaffen, auf Aufwandspauschalen entsprechend
anwendbar seien, werde nicht gefolgt. Sie â�� die Beklagte â�� halte diese
Entscheidungen bereits deshalb fÃ¼r unzutreffend, weil nicht ersichtlich sei, dass
die Voraussetzungen fÃ¼r eine Gesetzesanalogie geprÃ¼ft worden seien. Es
erscheine ihr mit RechtsanwendungsgrundsÃ¤tzen unvereinbar, allein vom Sinn und
Zweck einer Regelung entgegen ihrem eindeutigen und klaren Wortlaut eine
Anwendbarkeit auch fÃ¼r ganz andere TatbestÃ¤nde herzuleiten. Bei
Aufwandspauschalen nach Â§Â 275 Abs.Â 1c SGB V handele es sich nach der
stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG nicht um VergÃ¼tungsansprÃ¼che von
KrankenhÃ¤usern. Es sei nichts dafÃ¼r ersichtlich, dass der Gesetzgeber Ã¼ber
den klaren und eindeutigen Wortlaut der Regelungen in den Â§Â§Â 109 Abs.Â 5 und 
325 SGB V hinaus, welche ausdrÃ¼cklich nur RÃ¼ckzahlungen nach Ã¼berzahlten
VergÃ¼tungen betrÃ¤fen, jegliche RÃ¼ckerstattungsansprÃ¼che von
Krankenkassen einer rÃ¼ckwirkenden VerkÃ¼rzung der VerjÃ¤hrungsfrist bzw.
Verfallfrist habe unterfallen lassen wollen. Daher komme es vorliegend nicht darauf
an, ob diese Regelungen Ã¼berhaupt verfassungsgemÃ¤Ã� seien. Soweit die
KlÃ¤gerin meine, der Erstattungsanspruch sei verwirkt und es liege auch keine
Kollision mit der von der KlÃ¤gerin kritisch bewerteten Entscheidung des BSG vom
16. Juli 2020 â�� B 1Â KRÂ 15/20 R â�� vor, kÃ¶nne sie dem nicht folgen. Die
KlÃ¤gerin begrÃ¼nde ihre Ansicht damit, dass zum einen wegen der vorbehaltlosen
Zahlung ein Umstandsmoment und weiter wegen des Erstattungsverlangens
dreieinhalb Jahre spÃ¤ter auch ein Zeitmoment vorgelegen habe, was sie
berechtige, einen Verwirkungseinwand zu erheben. Die Ansicht sei mit der
einschlÃ¤gigen Rechtsprechung des BSG nicht zu vereinbaren. Dem Urteil des BSG
vom 15. Juli 2020 â�� B 1Â KRÂ 15/20 R â�� sei unter Rn.Â 26 zu entnehmen, dass
ab dem 1. Januar 2015 KrankenhÃ¤user bei generalisierender Betrachtungsweise
nicht mehr auf den Fortbestand der die bisherige Praxis stÃ¼tzenden
Rechtsprechung hÃ¤tten vertrauen dÃ¼rfen und damit hÃ¤tten rechnen mÃ¼ssen,
ab 1. Januar 2015 gezahlte Aufwandspauschalen fÃ¼r PrÃ¼fungen der sachlich-
rechnerischen Richtigkeit ihrer Abrechnungen erstatten zu mÃ¼ssen. Den
zutreffenden AusfÃ¼hrungen unter Rn. 30 des Urteils sei zu entnehmen, dass der
Umstand, dass Krankenkassen vorbehaltlos zu Unrecht auch noch ab dem 1. Januar
2015 Aufwandspauschalen gezahlt hÃ¤tten, nicht zur Verwirkung des
Erstattungsanspruchs habe fÃ¼hren kÃ¶nnen, da aufgrund der nicht abschlieÃ�end
geklÃ¤rten Rechtslage KrankenhÃ¤user nicht hÃ¤tten darauf vertrauen kÃ¶nnen,
Krankenkassen wÃ¼rden keine ErstattungsansprÃ¼che mehr geltend machen.
Vielmehr sei es den KrankhÃ¤usern nach Auffassung des BSG ab 1. Januar 2015
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zumutbar gewesen, RÃ¼ckstellungen zu bilden. Infolgedessen kÃ¶nne sich die
KlÃ¤gerin hier schon nicht auf das Vorliegen eines Umstandsmomentes berufen.
Weiter habe das BSG im Urteil vom 17. Dezember 2020 â�� B 1Â KRÂ 21/20 R â��
entschieden, dass ErstattungsansprÃ¼chen der Krankenkassen innerhalb der
VerjÃ¤hrungsfrist der Einwand unzulÃ¤ssiger RechtsausÃ¼bung nur in sehr engen
Grenzen entgegengehalten werden kÃ¶nne. Zutreffend werde unter den
Rn.Â 36Â ff. dieser Entscheidung sinngemÃ¤Ã� ausgefÃ¼hrt, dass Krankenkassen
grundsÃ¤tzlich ErstattungsansprÃ¼che auch hinsichtlich vorbehaltlos erfolgter
Zahlungen innerhalb der VerjÃ¤hrungsfrist geltend zu machen berechtigt seien und
das Rechtsinstitut der Verwirkung als ergÃ¤nzende Regelung innerhalb der kurzen
VerjÃ¤hrungsfrist grundsÃ¤tzlich nicht greife, sondern nur in besonderen engen
Ausnahmekonstellationen Anwendung finde. Diese Rechtsprechung habe das BSG
mit Urteil vom 20. Januar 2021 â�� B 1Â KRÂ 31/20 R â�� bestÃ¤tigt. Der Umstand,
dass eine Krankenkasse bis kurz vor Ablauf der VerjÃ¤hrungsfrist mit der
Geltendmachung ihrer Forderung gewartet habe, genÃ¼ge deshalb nicht, um einen
Verwirkungseinwand zu begrÃ¼nden. Nichtstun, also Unterlassen, kÃ¶nne nach der
zutreffenden Ansicht des BSG ein schutzwÃ¼rdiges Vertrauen in AusnahmefÃ¤llen
allenfalls dann begrÃ¼nden und zur Verwirkung des Rechts fÃ¼hren, wenn der
Schuldner dieses als bewusst und planmÃ¤Ã�ig erachten dÃ¼rfe, was hier nicht der
Fall sei, da das Rechtsinstitut des sachlich-rechnerischen PrÃ¼fregimes erst mit
Urteil vom 25. Oktober 2016 â�� B 1Â KRÂ 22/16 R â�� hinreichend konkretisiert
worden sei und diese Rechtsprechung bis zu einer KlÃ¤rung durch den Gesetzgeber
fÃ¼r die Zeit ab 1. Januar 2015 und das Bundesverfassungsgericht fÃ¼r die Zeit
davor ungeklÃ¤rt gewesen sei.

Â 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakten verwiesen. Diese waren Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung
und Beratung.

Â 

Â 

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e

Â 

Die statthafte und aufgrund der Zulassung in dem angefochtenen Urteil des
Sozialgerichts auch zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet,

Â 

Die KlÃ¤gerin hat entgegen der Rechtsauffassung des Sozialgerichts gegen die
Beklagte keinen Anspruch auf Zahlung einer weiteren VergÃ¼tung in HÃ¶he von
300,00 EUR. Der mit der zulÃ¤ssigerweise erhobenen Leistungsklage verfolgte
VergÃ¼tungsanspruch der KlÃ¤gerin aus einer spÃ¤teren Krankenhausbehandlung
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eines anderen Versicherten der Beklagten ist zwar unstreitig. Darauf, welchen
VergÃ¼tungsanspruch die KlÃ¤gerin auf Grund welcher konkreten
Krankenhausbehandlung geltend macht, kommt es bei der gegebenen Sachlage
nach der Rechtsprechung des BSG nicht an (vgl. z.â�¯B. BSG, Urteil vom 28.
November 2013 â�� B 3Â KRÂ 33/12 R â�� juris Rn.Â 10). Die Beklagte hat jedoch
zu Recht gegen den VergÃ¼tungsanspruch der KlÃ¤gerin mit ihrem
Erstattungsanspruch aufgerechnet bzw. eine Verrechnung vorgenommen.

Â 

Der erkennende Senat folgt insoweit der Argumentation der Beklagten, die sich zu
Recht auf die Rechtsprechung des BSG im Urteil vom 16. Juli 2020 â�� B
1Â KRÂ 15/19 R â�� stÃ¼tzt. Danach waren Krankenkassen nicht verpflichtet, fÃ¼r
vor dem 1. Januar 2016 eingeleitete sachlich-rechnerische PrÃ¼fungen â�� um eine
solche handelte es sich hier â�� Aufwandspauschalen zu zahlen, so dass sie im
Grundsatz deren Erstattung verlangen kÃ¶nnen. Zahlungen ohne Rechtsgrund
begrÃ¼nden einen Erstattungsanspruch des Zahlenden gegenÃ¼ber dem
ZahlungsempfÃ¤nger, sei es nach allgemeinen GrundsÃ¤tzen des Ã¶ffentlich-
rechtlichen Erstattungsanspruchs, sei es nach Â§Â 69 Abs.Â 1 SatzÂ 3 SGB V
i.â�¯V.â�¯m. Â§Â§Â 812Â ff. BGB. Diese Voraussetzungen sind bei Zahlungen von
Aufwandspauschalen fÃ¼r vor dem 1. Januar 2016 eingeleitete sachlich-
rechnerische PrÃ¼fungen erfÃ¼llt.

Â 

Die Vorschrift des Â§Â 275 Abs.Â 1 und Abs.Â 1c SGB V begrÃ¼ndet in ihren bis 31.
Dezember 2015 geltenden Fassungen keinen Anspruch auf die Zahlung von
Aufwandspauschalen fÃ¼r sachlich-rechnerische PrÃ¼fungen, auch wenn die
PrÃ¼fungen zu keiner Minderung des Abrechnungsbetrags gefÃ¼hrt haben (BSG,
Urteil vom 1. Juli 2014 â�� B 1Â KRÂ 29/13 R â�� BSGE 116,165 = SozR 4â��2500
Â§Â 301 Nr.Â 4). Gegenstand des in Â§Â 275 Abs.Â 1 SGB V i.â�¯V.â�¯m. Â§Â 275
Abs.Â 1c SGB V a.â�¯F. genannten Verfahrens der AuffÃ¤lligkeitsprÃ¼fung ist nur
die WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung. Nur diese kann bei KrankenhÃ¤usern die
Aufwandspauschale nach Â§Â 275 Abs.Â 1c SGB V a.â�¯F. auslÃ¶sen. Das BSG hat
diese Auslegung in seinem Urteil vom 1. Juli 2014 nicht auf die Zukunft
beschrÃ¤nkt, diese Rechtsprechung in weiteren Urteilen vom 14. Oktober 2014
bestÃ¤tigte (vgl. hier BSG vom 14. Oktober 2014 â�� B 1Â KRÂ 34/13 R â�� SozR
4â��2500 Â§Â 301 Nr.Â 5 Rdnr. 20 f) und die Differenzierung zwischen sachlich-
rechnerischer RichtigkeitsprÃ¼fung und WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung in Urteilen
vom 25. Oktober 2016 weiter konkretisiert (vgl. BSG, Urteile vom 25. Oktober 2016
â�� B 1Â KRÂ 22/16 R, B 1Â KRÂ 19/16 R und B 1Â KRÂ 16/16 R â��, alle in juris).
Das BVerfG hat die Auslegung des 1. Senats des BSG zu Â§Â 275 Abs.Â 1 und
Abs.Â 1c SGB V am MaÃ�stab des Grundgesetzes geprÃ¼ft und nicht beanstandet
(vgl. BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 26. November 2018 â�� 1Â BvRÂ 318/17
, 1Â BvRÂ 1474/17, 1Â BvRÂ 2207/17 juris). Das BSG hat an dieser Rechtsprechung
festgehalten (BSG, Urteil vom 16. Juli 2020, a.â�¯a.â�¯O.).

Â 
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Â§Â 275 Abs.Â 1c SGB V ist mit Wirkung vom 1. Januar 2016 durch EinfÃ¼gung
eines Satzes 4 durch Art.Â 6 Nr.Â 21a Gesetz zur Reform der Strukturen in der
Krankenhausversorgung (Krankenhausstrukturgesetz â�� KHSG) vom 10. Dezember
2015 (BGBl. I, 2229) zwar geÃ¤ndert worden. Als PrÃ¼fung nach Â§Â 275 Abs.Â 1c
SatzÂ 1 SGB V ist nunmehr jede PrÃ¼fung der Abrechnung eines Krankenhauses
anzusehen, mit der die Krankenkasse den MDK beauftragt und die eine
Datenerhebung durch den MDK beim Krankenhaus erfordert. Dabei handelt es sich
allerdings um eine GesetzesÃ¤nderung mit Wirkung nur fÃ¼r die Zukunft (vgl. BSG,
Urteil vom 25. Oktober 2016 â�� B 1Â KRÂ 22/16 R, a.â�¯a.â�¯O.), die fÃ¼r den
vorliegenden Fall keine Geltung beanspruchen kann. Das BVerfG hat auch diese
Rechtsprechung am MaÃ�stab der Verfassung geprÃ¼ft und nicht beanstandet
(BVerfG, Beschluss vom 26. November 2018 â�� 1Â BvRÂ 318/17, BvR 1474/17, 
1Â BvRÂ 2207/17, a.â�¯a.â�¯O. Rn. 49, 54 f.).

Â 

Der Umstand, dass das BSG die Neuregelung der PrÃ¼fungen gemÃ¤Ã� Â§Â 275
Abs.Â 1c SatzÂ 4 SGB V zunÃ¤chst nur fÃ¼r Krankenhausbehandlungen fÃ¼r
einschlÃ¤gig erachtet hat, die ab dem 1. Januar 2016 oder spÃ¤ter begonnen haben
(vgl. BSG, Urteil vom 23. Mai 2017 â�� B 1Â KRÂ 24/16 R â�� SozR 4â��2500
Â§Â 301 Nr.Â 8 Rn. 32), mittlerweile an dieser Auffassung allerdings nicht mehr
festhÃ¤lt, sondern maÃ�geblich auf den Zeitpunkt abstellt, in dem der PrÃ¼fauftrag
der Krankenkasse dem Krankenhaus zugeht (BSG, Urteil vom 16. Juli 2020 â�� B
1Â KRÂ 15/19 R, a.â�¯a.â�¯O., Rn. 14), ist vorliegend nicht streitentscheidend, denn
der PrÃ¼fauftrag war der KlÃ¤gerin hier bereits im Jahr 2015 zugegangen. Die
KlÃ¤gerin stellte der Beklagten schlieÃ�lich bereits am 14. Juli 2015 die
Aufwandspauschale in Rechnung, die die Beklagte am 29. Juli 2015 beglich.

Â 

Dem Anspruch auf Erstattung von Aufwandspauschalen fÃ¼r sachlich-rechnerische
MDK-PrÃ¼fungen, welche die klagende Krankenkasse nach dem 31. Dezember
2015 an KrankenhaustrÃ¤ger vorbehaltlos gezahlt hat, steht das Verbot
unzulÃ¤ssiger RechtsausÃ¼bung nicht entgegen. Weder kÃ¶nnen sich die
KrankenhÃ¤user auf Â§Â 242Â BGB i.â�¯V.â�¯m. Â§Â 69 Abs.Â 1 SatzÂ 3 SGB V
wegen eines spezifischen Vertrauensschutzes oder der Verwirkung berufen noch
schlieÃ�t eine entsprechende Anwendung des Â§ 814 BGB den Erstattungsanspruch
aus. FÃ¼r die Zeit ab dem 1. Januar 2015 fehlte es den KrankenhÃ¤usern an einer
Vertrauensgrundlage fÃ¼r das â��BehaltendÃ¼rfenâ�� zu Unrecht gezahlter
Aufwandspauschalen. Das BSG hat bis zum 1. Juli 2014 nicht zwischen
WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung und sachlich-rechnerischer RichtigkeitsprÃ¼fung im
Sinne von zwei unterschiedlichen PrÃ¼fregimen unterschieden. Die Praxis der
Krankenkassen und KrankenhÃ¤user hat dem entsprochen und ebenfalls vom
Beginn des Fallpauschalensystems an nicht zwischen AuffÃ¤lligkeitsprÃ¼fung
(WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung) und PrÃ¼fung der sachlich-rechnerischen Richtigkeit
unterschieden. Erstmals mit dem Urteil vom 1. Juli 2014 hat das BSG seine
Rechtsprechung zu Â§ 275 Abs. 1 Nr. 1 SGB V i.V.m. Â§ 275 Abs. 1 c SGB V a.F.
ohne zeitliche BeschrÃ¤nkung auf die Zukunft geÃ¤ndert und den
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Anwendungsbereich des Â§ 275 Abs. 1c SGB V a.F. auf
WirtschaftlichkeitsprÃ¼fungen beschrÃ¤nkt. SpÃ¤testens im Jahr 2015 konnten die
KrankenhÃ¤user daher bei generalisierender Betrachtungsweise nicht mehr auf den
Fortbestand der die bisherige Praxis stÃ¼tzenden Rechtsprechung vertrauen. Sie
mussten damit rechnen, ab 1. Januar 2015 gezahlte Aufwandspauschalen fÃ¼r
PrÃ¼fungen der sachlich-rechnerischen Richtigkeit ihrer Abrechnungen erstatten zu
mÃ¼ssen. Aufgrund der nicht abschlieÃ�end geklÃ¤rten Rechtslage konnten die
KrankenhÃ¤user nicht darauf vertrauen, die Krankenkassen wÃ¼rden keine
ErstattungsansprÃ¼che geltend machen. Vielmehr war es den KrankenhÃ¤usern ab
1. Januar 2015 zumutbar, RÃ¼ckstellungen zu bilden. 

Â 

Soweit die KlÃ¤gerin die Auffassung vertritt, hier sei Ansatz fÃ¼r einen
Vertrauensschutz nicht nur das Umstandsmoment der vorbehaltlosen Zahlung im
Jahr 2015, also zu einem Zeitpunkt, als die Rechtsprechung des BSG zur
Nichtanwendbarkeit des Â§ 275 Abs. 1 Nr. 1 SGB V auf sachlich-rechnerische
PrÃ¼fungen bereits bekannt gewesen sei, sondern auch das Zeitmoment, dass
nÃ¤mlich eine Erstattung der gezahlten Aufwandspauschale erst fast vier Jahre
spÃ¤ter verlangt worden sei, also zu einem Zeitpunkt, zu dem sie â�� die KlÃ¤gerin
â�� nicht mehr mit einer Erstattungsforderung habe rechnen mÃ¼ssen, vermag der
erkennende Senat dem nicht zu folgen. Das BSG hat sich in seiner Entscheidung
vom 16. Juli 2020 â�� B 1Â KRÂ 15/19 R â�� mit einer entsprechenden
Fallkonstellation befasst. Es hat die vorbehaltlosen Zahlungen gerade nicht als
Umstandsmoment gewertet, um die Annahme einer Verwirkung rechtfertigen zu
kÃ¶nnen. Im Urteil vom 16. Juli 2020 â�� B 1 KR 15/19, a.a.O., Rn. 30 hat es
vielmehr ausgefÃ¼hrt: â��Der Umstand, dass KKn vorbehaltlos zu Unrecht auch
noch ab dem 1.1.2015 Aufwandspauschalen zahlten, fÃ¼hrt nicht zur Verwirkung
des Erstattungsanspruchs â�¦ Aufgrund der nicht abschlieÃ�end geklÃ¤rten
Rechtslage (dazu sogleich) konnten die KrankenhÃ¤user nicht darauf vertrauen, die
KKn wÃ¼rden keine ErstattungsansprÃ¼che geltend machen. Vielmehr war es den
KrankenhÃ¤usern ab 1.1.2015 zumutbar, RÃ¼ckstellungen zu bilden.â��

Â 

Unter der Rn. 32 der genannten Entscheidung wird weiter ausgefÃ¼hrt: â��Die KKn
durften zudem bei der auch nach dem 31.12.2014 hoch streitig gebliebenen
Rechtsprechung des BSG abwarten, ob und in welcher Weise der Gesetzgeber und
das BVerfG die Rechtslage endgÃ¼ltig klÃ¤ren werden. Insoweit durften sie zur
Vermeidung von Rechtsstreitigkeiten auch vorbehaltlose Zahlungen leisten.â��

Â 

Vor diesem Hintergrund vermag die Argumentation der KlÃ¤gerin, hier trete zum
Umstandsmoment auch das Zeitmoment hinzu und mit dieser BegrÃ¼ndung habe
sich das BSG noch nicht befasst, nicht zu Ã¼berzeugen. Ohnehin hat das BSG in
stÃ¤ndiger Rechtsprechung (vgl. Urteil vom 21. April 2015 â�� B 1 KR 11/15 R, juris
Rn. 24 m.w.N.) die Auffassung vertreten, dass das Rechtsinstitut der Verwirkung als
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ergÃ¤nzende Regelung innerhalb der kurzen VerjÃ¤hrungsfrist grundsÃ¤tzlich nicht
passt. Es findet daher nur in besonderen, engen Ausnahmekonstellationen
Anwendung, die hier nicht vorliegen. Die Verwirkung ist als AusprÃ¤gung des
Grundsatzes von Treu und Glauben (Â§ 242 BGB) zwar auch fÃ¼r das
Sozialversicherungsrecht anerkannt, sie setzt als Unterfall der unzulÃ¤ssigen
RechtsausÃ¼bung allerdings voraus, dass der Berechtigte die AusÃ¼bung seines
Rechts wÃ¤hrend eines lÃ¤ngeren Zeitraums unterlassen hat und weitere
besondere UmstÃ¤nde hinzutreten, die nach den Besonderheiten des Einzelfalls und
des in Betracht kommenden Rechtsgebietes das verspÃ¤tete Geltendmachen des
Rechts dem Verpflichteten gegenÃ¼ber nach Treu und Glauben als illoyal
erscheinen lassen. Solche, die Verwirkung auslÃ¶senden â��besonderen
UmstÃ¤ndeâ�� liegen vor, wenn der Verpflichtete infolge eines bestimmten
Verhaltens des Berechtigten (Verwirkungsverhalten) darauf vertrauen durfte, dass
dieser das Recht nicht mehr geltend machen werde (Vertrauensgrundlage) und der
Verpflichtete tatsÃ¤chlich darauf vertraut hat, dass das Recht nicht mehr
ausgeÃ¼bt wird (Vertrauenstatbestand) und sich infolgedessen in seinen
Vorkehrungen und MaÃ�nahmen so eingerichtet hat (Vertrauensverhalten), dass
ihm durch die verspÃ¤tete Durchsetzung des Rechts ein unzumutbarer Nachteil
entstehen wÃ¼rde. An solchen die Verwirkung auslÃ¶senden UmstÃ¤nden fehlt es
hier gerade. Der bloÃ�e Zeitablauf allein stellt grundsÃ¤tzlich kein die Verwirkung
begrÃ¼ndendes Verhalten dar.

Â 

Der Erstattungsanspruch der Beklagten in HÃ¶he von 300,00 EUR ist auch nicht
durch Â§ 814 BGB (Zahlung auf eine Nichtschuld) in entsprechender Anwendung
ausgeschlossen. UnabhÃ¤ngig davon, ob die Vorschrift im VerhÃ¤ltnis zwischen
KrankenhÃ¤usern und Krankenkassen Ã¼berhaupt anwendbar ist, liegen im
konkreten Fall die Voraussetzungen des Â§ 814 BGB nicht vor. Im hier
maÃ�geblichen Zeitraum fehlte es an der positiven Kenntnis der Beklagten von der
Nichtschuld der im Juli 2015 gezahlten Aufwandspauschale. 

Â 

Nach Â§ 814 BGB kann das zum Zweck der ErfÃ¼llung einer Verbindlichkeit
Geleistete nicht zurÃ¼ckgefordert werden, wenn der Leistende gewusst hat, dass er
zur Leistung nicht verpflichtet war. Â§ 814 BGB setzt positive Kenntnis voraus.
Positive Kenntnis wÃ¼rde im vorliegenden Zusammenhang positive Kenntnis
darÃ¼ber voraussetzen, wann genau von einer WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung und
wann von einer sachlich-rechnerischen RichtigkeitsprÃ¼fung auszugehen ist. Die
genaue Abgrenzung der PrÃ¼fregime der AuffÃ¤lligkeitsprÃ¼fung und der
PrÃ¼fung der sachlich-rechnerischen Richtigkeit wurde vom BSG allerdings nicht
schon im Jahr 2014, sondern erst mit dem ausfÃ¼hrlich begrÃ¼ndeten
Leitsatzurteil vom 25. Oktober 2016 â�� B 1 KR 22/16 R â�� unmissverstÃ¤ndlich
konkretisiert. Mit der vorbehaltlosen Zahlung ist noch kein Wissen um die
(endgÃ¼ltige) Nichtschuld oder gar ein eigenstÃ¤ndiges Anerkenntnis der Schuld
verbunden. Unerheblich ist insoweit, dass es den Krankenkassen nicht verwehrt
gewesen wÃ¤re, unbeschadet der ErfÃ¼llungswirkung einen Vorbehalt

                            11 / 20

https://dejure.org/gesetze/BGB/242.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/814.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/814.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/814.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/814.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%201%20KR%2022/16%20R


 

anzubringen. FÃ¼r die Zeit nach dem 31. Dezember 2014 kann von einer Zahlung
positiver Kenntnis der Nichtschuld deshalb nicht ausgegangen werden. Ein bloÃ�es
KennenmÃ¼ssen der Krankenkassen reicht insofern nicht aus. 

Â 

Mit ihrer Einrede der VerjÃ¤hrung gegen die Erstattungsforderung der Beklagten
vermag die KlÃ¤gerin ebenfalls nicht durchzudringen. Hierzu ist Folgendes
auszufÃ¼hren:

Â 

Vor Inkrafttreten des Gesetzes zur StÃ¤rkung des Pflegepersonals (Pflegepersonal-
StÃ¤rkungsgesetz â�� PpSG) vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2394) am 1.
Januar 2019 gab es im SGB V keine Regelungen zur VerjÃ¤hrung von AnsprÃ¼chen
der KrankenhÃ¤user gegen Krankenkassen oder von
RÃ¼ckforderungsansprÃ¼chen der Krankenkassen gegen KrankenhÃ¤user bei
unrichtiger Abrechnung von stationÃ¤ren Leistungen. Ebenso wenig fanden sich
solche Vorschriften im Krankenhausfinanzierungsgesetz, Krankenhausentgeltgesetz
oder der Bundespflegesatzverordnung. Auch in den allgemeinen Vorschriften des
Sozialgesetzbuches oder in untergesetzlichen Regelungen, wie etwa der
PrÃ¼fverfahrensvereinbarung, fand sich keine diesbezÃ¼gliche Regelung.

Â 

Allerdings ging das BSG davon aus, dass fÃ¼r derartige Forderungen eine
vierjÃ¤hrige VerjÃ¤hrungsfrist gelte. BegrÃ¼ndet wurde dies mit einem aus dem
Normenbestand des Sozialrechts entnommenen allgemeinen Rechtsprinzip, wonach
im Sozialrecht eine vierjÃ¤hrige VerjÃ¤hrung gelte und dieses Rechtsprinzip fÃ¼r
eine ganze Reihe von sozialrechtlich geprÃ¤gten Rechtsbeziehungen Anwendung
finde (BSG, Urteile vom 27. Januar 1987 â�� 6 RKa 27/86, vom 28. Juni 1988 â�� 
2Â RUÂ 40/87, vom 1. August 1991 â�� 6 RKa 9/89, vom 10. Mai 1995 â�� 6 RKa
17/94, alle in juris).

Â 

Es blieb aus Sicht der Rechtsprechung bei dem Rechtsprinzip der vierjÃ¤hrigen
VerjÃ¤hrung, obwohl der Gesetzgeber des GKV-Gesundheitsreformgesetzes 2000
vom 22. Dezember 1999 mit Wirkung zum 1. Januar 2000 im damaligen Â§Â 69 SGB
V und damit in der zentralen Vorschrift des Leistungserbringerrechts eine Regelung
vorsah, wonach fÃ¼r die Rechtsbeziehungen der Krankenkassen und ihrer
VerbÃ¤nde zu Leistungserbringern und ihren VerbÃ¤nden â��im Ã�brigenâ�� die
Vorschriften desÂ BGB entsprechend gelten sollten, soweit sie mit den Vorgaben
des Â§Â 70 SGB V und den Ã¼brigen Aufgaben und Pflichten der Beteiligten nach
dem vierten Kapitel des SGB V vereinbar waren. Dennoch kam der damals
zustÃ¤ndige 3. Senat des BSG zu dem Ergebnis, dass durch den Verweis auf
dasÂ BGB in Â§Â 69 SGB V keine umfassende Geltung vonÂ BGB-Vorschriften,
insbesondere solcher, die die VerjÃ¤hrung regeln, beabsichtigt gewesen sei (BSG,
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Urteil vom 12. Mai 2005 â�� B 3Â KRÂ 32/04 R juris Rn. 14). Der 1. Senat des BSG
schloss sich dieser Rechtsauffassung an, so dass in der Rechtsprechung des BSG
die vierjÃ¤hrige VerjÃ¤hrung von Krankenhausforderungen und Ã¶ffentlich-
rechtlichen Erstattungsforderungen nahezu unumstritten war. In der
instanzgerichtlichen Rechtsprechung wurde diese, die gesetzliche Neuregelung
relativierende, Sichtweise zwar vereinzelt kritisch gesehen. Weitestgehend folgte
aber die Instanzgerichtsbarkeit der durch das BSG vorgezeichneten Sichtweise
(Ricken, NzS, 241, 242Â m.â�¯w.â�¯N.). Auch der erkennende Senat schlieÃ�t sich
dieser Rechtsprechung uneingeschrÃ¤nkt an.

Â 

Durch das Inkrafttreten des PpSG zum 1. Januar 2019 hat sich fÃ¼r den
vorliegenden Fall insoweit nichts geÃ¤ndert hat. Mit der Beschlussempfehlung und
dem Bericht des Ausschusses fÃ¼r Gesundheit zum Gesetzentwurf des PpSG
(BT-Drs. 19/5593) gelangten zwei Vorschriften in das Gesetz, die nunmehr die
VerjÃ¤hrung von Krankenhausforderungen und RÃ¼ckzahlungsforderungen von
Krankenkassen vÃ¶llig neu regeln sollten. So hat der Gesetzgeber den Â§Â 109 SGB
V um einen Abs.Â 5 erweitert. Die Grundregel fÃ¼r die VerjÃ¤hrung findet sich in
dessen SatzÂ 1. Danach verjÃ¤hren AnsprÃ¼che der KrankenhÃ¤user auf
VergÃ¼tung erbrachter Leistungen und AnsprÃ¼che der Krankenkassen auf
RÃ¼ckzahlung von geleisteten VergÃ¼tungen in zwei Jahren nach Ablauf des
Kalenderjahres, in dem sie entstanden sind.

Â 

Welche AnsprÃ¼che in zeitlicher Hinsicht dieser zweijÃ¤hrigen VerjÃ¤hrung
unterfallen, regeln die SÃ¤tze 2 und 3 und differenzieren dabei nach dem
Anspruchsinhaber. So unterfallen nach SatzÂ 3 nur solche AnsprÃ¼che der
KrankenhÃ¤user auf VergÃ¼tung erbrachter Leistungen der zweijÃ¤hrigen
VerjÃ¤hrung, die seit dem 1. Januar 2019 entstanden sind. FÃ¼r AnsprÃ¼che der
KrankenhÃ¤user, die vor diesem Datum entstanden, hat der Gesetzgeber des PpSG
keine Regelung vorgesehen, so dass damit fÃ¼r diese AnsprÃ¼che die Rechtslage
vor Inkrafttreten des PpSG gilt. Anders ist das bei AnsprÃ¼chen der Krankenkassen
auf RÃ¼ckzahlung von geleisteten VergÃ¼tungen. Nach SatzÂ 2 unterfallen auch
solche AnsprÃ¼che der neuen zweijÃ¤hrigen VerjÃ¤hrungsfrist, selbst wenn sie vor
dem 1. Januar 2019 und damit vor Inkrafttreten der gesetzlichen Regelung
entstanden sind. FÃ¼r KrankenkassenansprÃ¼che sieht der Gesetzgeber damit
eine RÃ¼ckwirkung vor, die er nach den Gesetzesmaterialien bewusst in Kauf
nimmt, aber fÃ¼r tolerabel hÃ¤lt, da es sich bei Krankenkassen als KÃ¶rperschaften
des Ã¶ffentlichen Rechts nicht um GrundrechtstrÃ¤ger handelt.

Â 

Die andere Regelung, die der Gesetzgeber mit dem PpSG durch Â§Â 325 SGB V
a.â�¯F./ Â§Â 412 n.â�¯F. eingefÃ¼hrt hat, ist eine gesetzliche Ausschlussfrist,
wonach die Geltendmachung von AnsprÃ¼chen der Krankenkassen auf
RÃ¼ckzahlung von geleisteten VergÃ¼tungen ausgeschlossen ist, soweit diese vor
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dem 1. Januar 2017 entstanden sind und bis zum 9. November 2018 nicht
gerichtlich geltend gemacht wurden.

Â 

Sowohl Â§Â 109 Abs.Â 5 SGB V als auch Â§Â 325 SGB V a.â�¯F. erfassen auf der
Tatbestandsseite allerdings jeweils nur AnsprÃ¼che auf RÃ¼ckzahlung geleisteter
VergÃ¼tungen. Dies sind â�� wie sich aus der Binnensystematik des Â§Â 109
Abs.Â 5 SGB V ergibt â�� nur solche Zahlungen, bei denen der Leistungszweck in
der VergÃ¼tung von allgemeinen Krankenhausleistungen besteht. Â§Â 109 Abs.Â 5
SatzÂ 1 SGB V erfasst zwar auch Nebenforderungen, insbesondere Zinsen, nicht
aber die Aufwandspauschale, bei der es sich um keine VergÃ¼tung handelt (Wahl
in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 4. Aufl., Â§Â 109 SGB V, Rn.Â 214; Ricken,
a.â�¯a.â�¯O., S.Â 243Â f., Becker in Becker/Kingreen, SGB V, 7. Aufl. 2020, Â§Â 109
Rn.Â 7; Knittel in: Krauskopf, Soziale Krankenversicherung, Stand Juni 2019, 
Â§Â 109 SGB V, Rn.Â 52; a.â�¯A. Bockholdt in Hauck/Noftz, SGB V, K Â§Â 109 SGB V,
Rn.Â 212d; Makoski, KrV 2018, 221, 225).

Â 

Die Aufwandspauschale ist keine Gegenleistung fÃ¼r die im Einzelnen erbrachten
Leistungen des Krankenhauses (BSG, Urteil vom 28. November 2013 â�� B
3Â KRÂ 4/13 R â�� juris). Sie soll einen Anreiz dafÃ¼r bieten, dass die nach
EinschÃ¤tzung des Gesetzgebers Ã¼bermÃ¤Ã�ige Einschaltung des MDK im
Rahmen von EinzelfallprÃ¼fungen nach Â§Â 275 Abs.Â 1 SatzÂ 1 Nr.Â 1 SGB V
zurÃ¼ckgedrÃ¤ngt wird, und sie soll den zusÃ¤tzlichen Aufwand, den das
Krankenhaus im Zusammenhang mit einer MDK-PrÃ¼fung hat, in den gesetzlich
geregelten FÃ¤llen pauschaliert abgelten. Nach dem Wortlaut der Â§Â§Â 109
Abs.Â 5 SGB V, 325 SGB V a.â�¯F. gilt die kurze VerjÃ¤hrungsfrist bzw. die
Ausschlussfrist daher fÃ¼r Aufwandspauschalen nicht.

Â 

Diese Regelungen sind entgegen der Rechtsprechung des Sozialgerichts Kiel in den
ebenfalls am 24. August 2022 verhandelten ParallelfÃ¤llen L 5Â KRÂ 9/21 und L
5Â KRÂ 8/21Â auch nicht auf die Aufwandspauschale entsprechend anzuwenden.
Insoweit wendet die Beklagte zu Recht ein, dass die Voraussetzungen fÃ¼r eine
Gesetzesanalogie vom Sozialgericht nicht hinreichend geprÃ¼ft worden sind. Es hat
lediglich aus dem Sinn und Zweck der Vorschrift (schnellere Befriedung
abgeschlossener AbrechnungsfÃ¤lle) abgeleitet, dass eine Analogie gerechtfertigt
sei.

Â 

ZunÃ¤chst ist allerdings zu klÃ¤ren, ob Ã¼berhaupt eine planwidrige
GesetzeslÃ¼cke vorliegt, die eine Analogie rechtfertigt, oder von einer
abschlieÃ�enden Regelung des Gesetzgebers auszugehen ist. Insoweit ist der
Beklagten einzurÃ¤umen, dass nichts dafÃ¼r ersichtlich ist, dass der Gesetzgeber
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Ã¼ber den klaren und eindeutigen Wortlaut der Regelungen in den Â§Â§Â 109
Abs.Â 5 und 325 SGB V hinaus, welche ausdrÃ¼cklich nur RÃ¼ckzahlungen nach
Ã¼berzahlten VergÃ¼tungen betreffen, jegliche RÃ¼ckerstattungsansprÃ¼che von
Krankenkassen einer rÃ¼ckwirkenden VerkÃ¼rzung der VerjÃ¤hrungsfrist bzw.
Verfallfrist unterfallen lassen wollte.

Â 

Bei der Ausgestaltung der Ã�bergangsregelungen in Â§Â§Â 109 Abs.Â 5 SÃ¤tze
2â��3, 325 SGB V hatte der Gesetzgeber die Urteile des BSG vom 19. Juni 2018 â��
B 1Â KRÂ 39/17 R und B 1Â KRÂ 38/17 R â�� im Blick. Darin legte das BSG die fÃ¼r
die Komplexleistung von OPS 8â��981 und 8â��98b verlangte â��hÃ¶chstens
halbstÃ¼ndige Transportentfernung (Zeit zwischen Rettungstransportbeginn und
Rettungstransportendeâ��) zu einem Kooperationspartner dahingehend aus, dass
dafÃ¼r nicht die reine Transportzeit im Transportmittel entscheidend sei, sondern
es auf die gesamte Zeit von der Anforderung des Transportmittels bis zur
Ã�bergabe des Patienten ankomme. GemÃ¤Ã� BT-Drs. 19/4453, S.Â 135, 136
machte der Bundesrat darauf aufmerksam, dass durch die Umsetzung dieser
Entscheidungen eine GefÃ¤hrdung der flÃ¤chendeckenden, qualitativ hochwertigen
Versorgung â�� insbesondere in den FlÃ¤chenlÃ¤ndern â�� zu befÃ¼rchten stehe.
Er bat deshalb die Bundesregierung, MaÃ�nahmen zu prÃ¼fen, die eine qualitativ
hochwertige Schlaganfallversorgung auch in den FlÃ¤chenlÃ¤ndern weiterhin
nachhaltig sicherstellen. Insbesondere sollte geprÃ¼ft werden, ob eine â�� und
gegebenenfalls eine wie geartete â�� Anpassung oder Ã�nderung der OPS zur
neurologischen Komplexbehandlung (OPS-981 und 8â��98b) durch das Deutsche
Institut fÃ¼r Medizinische Dokumentation und Information (DIMDI), einer BehÃ¶rde
im GeschÃ¤ftsbereich des Bundesministeriums fÃ¼r Gesundheit (BMG), die
notwendige Rechtsklarheit und Rechtssicherheit fÃ¼r die Abrechenbarkeit der
neurologischen Komplexbehandlung des akuten Schlaganfalls und damit Sicherung
der flÃ¤chendeckenden Leistungserbringung durch die Kliniken gewÃ¤hrleistet. Zur
BegrÃ¼ndung wurde seinerzeit u.â�¯a. ausgefÃ¼hrt, einzelne Krankenkassen
zahlten die Leistungen der neurologischen Komplexbehandlungen â�� obwohl die
schriftlichen UrteilsbegrÃ¼ndungen noch nicht vorlÃ¤gen â�� bereits jetzt nur noch
unter Vorbehalt der RÃ¼ckforderung beziehungsweise Stornierung und
Verrechnung. Die leistungserbringenden KrankenhÃ¤user seien aufgrund der
RÃ¼ckforderungsproblematik gezwungen, bilanzielle RÃ¼ckstellungen zu bilden
und es trete eine Verunsicherung ein, wie in Zukunft diese fÃ¼r die Patienten
Ã¼beraus wichtigen diagnostischen und therapeutischen Leistungen gegenÃ¼ber
den Krankenkassen abgerechnet werden kÃ¶nnten.

Â 

In der GesetzesbegrÃ¼ndung (BT-Drs. 19/5593, S 115Â f.) wird ausgefÃ¼hrt:

Â 

â��FÃ¼r die VerjÃ¤hrung der AnsprÃ¼che der KrankenhÃ¤user auf Zahlung der
VergÃ¼tung fÃ¼r erbrachte Leistungen und der AnsprÃ¼che der Krankenkassen
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auf Erstattung Ã¼berzahlter VergÃ¼tungen gilt mangels spezialgesetzlicher
Regelungen die allgemeine sozialrechtliche VerjÃ¤hrungsfrist von vier Jahren nach 
Â§Â 45 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch. Dies kann dazu fÃ¼hren, dass
Krankenkassen in der Vergangenheit abgeschlossene Abrechnungsverfahren wieder
aufgreifen und auf der Grundlage zwischenzeitlich ergangener Rechtsprechung
innerhalb dieser VerjÃ¤hrungsfrist RÃ¼ckforderungsansprÃ¼che in unter
UmstÃ¤nden erheblicher HÃ¶he geltend machen. ErgÃ¤nzend zu den Ã�nderungen
in den Â§Â§Â 295 und 301 des FÃ¼nftes Buches Sozialgesetzbuch wird daher eine
spezifische VerjÃ¤hrungsfrist fÃ¼r die VergÃ¼tungsansprÃ¼che der
KrankenhÃ¤user und fÃ¼r RÃ¼ckforderungsansprÃ¼che der Krankenkassen
eingefÃ¼hrt, um die hierdurch hervorgerufenen Belastungen der KrankenhÃ¤user
zu verringern und zu einer schnelleren Herstellung des Rechtsfriedens zwischen den
Beteiligten beizutragen. Die Vermeidung der durch RÃ¼ckforderungsansprÃ¼che
hervorgerufenen Rechtsunsicherheit trÃ¤gt einem Anliegen des Bundesrats
Rechnung.

Â 

Die VerkÃ¼rzung der VerjÃ¤hrungsfrist fÃ¼hrt auch zu einer Angleichung der fÃ¼r
KrankenhÃ¤user und Krankenkassen geltenden Rechtslage. Auch vor Ablauf der
VerjÃ¤hrungsfrist sind nachtrÃ¤gliche Rechnungskorrekturen der KrankenhÃ¤user
nach der Rechtsprechung nach Treu und Glauben ausgeschlossen, wenn sie nach
Ablauf eines vollstÃ¤ndigen Kalenderjahres nach Erteilung der ersten
Schlussrechnung erfolgen, d.â�¯h. nach Ende des auf die erste Schlussrechnung
folgenden Kalenderjahres. GegenwÃ¤rtig kÃ¶nnen die Krankenkassen daher vier
Jahre lang ErstattungsansprÃ¼che geltend machen. NachtrÃ¤gliche
Rechnungskorrekturen der KrankenhÃ¤user sind aber bereits zu einem deutlich
frÃ¼heren Zeitpunkt ausgeschlossen.

Â 

Die VerkÃ¼rzung der VerjÃ¤hrungsfrist ist den Beteiligten auch zumutbar, da
KrankenhÃ¤user und Krankenkassen als versierte Teilnehmer am Wirtschaftsleben
Ã¼ber eine stÃ¤ndige professionelle Zusammenarbeit aufgrund eines dauerhaften
Vertragsrahmens verbinden sind und daher fÃ¼r die Geltendmachung ihrer
wechselseitigen AnsprÃ¼che nicht auf eine vierjÃ¤hrige VerjÃ¤hrungsfrist
angewiesen sind.

Â 

Aufgrund der Regelung in SatzÂ 2 gilt die verkÃ¼rzte VerjÃ¤hrungsfrist auch fÃ¼r
AnsprÃ¼che der Krankenkassen auf RÃ¼ckzahlung von zu Unrecht geleisteten
VergÃ¼tungen, die vor dem 1. Januar 2019 entstanden sind. Andernfalls kÃ¶nnte
das Ziel der Regelung nur unvollkommen erreicht werden. Nach den GrundsÃ¤tzen
des intertemporalen Rechts wÃ¤re die verkÃ¼rzte VerjÃ¤hrungsfrist mangels
anderweitiger Ã�bergangsregelungen erst ab dem Inkrafttreten des Pflegepersonal-
StÃ¤rkungsgesetzes zu berechnen. Liefe jedoch die bislang geltende lÃ¤ngere Frist
frÃ¼her ab als die verkÃ¼rzte VerjÃ¤hrungsfrist, wÃ¤re die VerjÃ¤hrung mit dem
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Ablauf der bisherigen VerjÃ¤hrungsfrist vollendet (vgl. ArtikelÂ 169 Abs.Â 2 des
EinfÃ¼hrungsgesetzes zum BÃ¼rgerlichen Gesetzbuch (EG-BGB), ArtikelÂ 231
Â§Â 6 Abs.Â 2 EGBGB, ArtikelÂ 229 Â§Â 6 Abs.Â 4 EGBGB). Wenn die verkÃ¼rzte
VerjÃ¤hrungsfrist aufgrund dieser Regelung erst ab dem Inkrafttreten des
Pflegepersonal-StÃ¤rkungsgesetzes am 1. Januar 2019 zu laufen begÃ¤nne,
kÃ¶nnte eine umfassende Befriedung abgeschlossener AbrechnungsfÃ¤lle nicht
erreicht werden, denn bereits auf im Jahr 2016 entstandene AnsprÃ¼che hÃ¤tte
auch die verkÃ¼rzte VerjÃ¤hrungsfrist keine Auswirkung mehr. Diese wÃ¼rden
sowohl nach der bisherigen vierjÃ¤hrigen VerjÃ¤hrungsfrist als auch nach der neuen
zweijÃ¤hrigen VerjÃ¤hrungsfrist erst am 31. Dezember 2020 verjÃ¤hren. Vor
diesem Hintergrund regelt SatzÂ 2 in Abweichung von den GrundsÃ¤tzen des
intertemporalen Rechts, dass die Regelung zur Dauer und zum Beginn der
verkÃ¼rzten VerjÃ¤hrungsfrist auf RÃ¼ckforderungen anwendbar ist, die vor dem
1. Januar 2019 entstanden, nach alter Rechtslage aber noch nicht verjÃ¤hrt sind.
Eine unzulÃ¤ssige RÃ¼ckwirkung ist hierin nicht zu erblicken, da die Krankenkassen
als KÃ¶rperschaften des Ã¶ffentlichen Rechts nicht grundrechtsfÃ¤hig sind.

Â 

Hinsichtlich der AnsprÃ¼che der KrankenhÃ¤user auf VergÃ¼tung erbrachter
Leistungen beschrÃ¤nkt SatzÂ 3 den Anwendungsbereich der verkÃ¼rzten
VerjÃ¤hrungsfrist auf solche Forderungen, die ab dem 1. Januar 2019 entstehen.
Hierdurch wird zugunsten der Planungssicherheit der KrankenhÃ¤user vermieden,
dass bereits entstandene Forderungen der KrankenhÃ¤user frÃ¼her als bislang
verjÃ¤hren, und gewÃ¤hrleistet, dass die KrankenhÃ¤user ihr
Forderungsmanagement auf die zweijÃ¤hrige VerjÃ¤hrungsfrist einstellen
kÃ¶nnen.â��

Â 

Die Gesetzesmaterialen belegen, dass Intention des Gesetzgebers zur
rÃ¼ckwirkenden VerkÃ¼rzung der VerjÃ¤hrungsfrist fÃ¼r Krankenkassen vorrangig
war, zu vermeiden, dass wegen der Urteile des BSG vom 19. Juni 2018 eine Vielzahl
abgeschlossener AbrechnungsfÃ¤lle erneut aufgegriffen werden. Deshalb
ermÃ¤chtigte das PpSG auch in Â§Â 301 Abs.Â 2 SatzÂ 4 SGB V das DIMDI zu
rÃ¼ckwirkenden Klarstellungen und Ã�nderungen der OPS und ergÃ¤nzte die
rÃ¼ckwirkende VerkÃ¼rzung der VerjÃ¤hrungsfrist noch um eine Ausschlussfrist in 
Â§Â 325 SGB V. Allein das Bestreben, die Folgen der Urteile des BSG jeweils zur
neurologischen Komplexbehandlung einzudÃ¤mmen, war maÃ�gebend fÃ¼r die
â�� verfassungsrechtliche Fragen durchaus aufwerfende, einseitig die
Krankenkassen benachteiligende â�� Ausgestaltung der VerjÃ¤hrungsregeln.

Â 

Vor diesem Hintergrund scheidetÂ die entsprechende Anwendung der
Rechtsnormen auf Aufwandspauschalen aus. Eine planwidrige GesetzeslÃ¼cke ist
fÃ¼r den erkennenden Senat nicht ersichtlich. Die Rechtsprechung des BSG zu den
verschiedenen PrÃ¼fregimen und den daraus folgenden rechtlichen Konsequenzen
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fÃ¼r das Entstehen eines Anspruchs auf Aufwandspauschale war dem Gesetzgeber
bekannt und hatte bereits im Jahr 2015 zu einer gesetzlichen Ã�nderung gefÃ¼hrt,
die ab 1. Januar 2016 in Kraft trat. Nach Â§Â 275 Abs.Â 1c SatzÂ 4 SGB V a.â�¯F.
war nunmehr als PrÃ¼fung nach SatzÂ 1 jede PrÃ¼fung der Abrechnung eines
Krankenhauses anzusehen, mit der die Krankenkasse den Medizinischen Dienst
beauftragt und die eine Datenerhebung durch den Medizinischen Dienst beim
Krankenhaus erfordert (eingefÃ¼hrt durch Art.Â 6 Nr.Â 21a des Gesetzes zur
Reform der Strukturen der Krankenhausversorgung (Krankenhausstrukturgesetz â��
KHSG) vom 10. Dezember 2015, BGBl I Nr.Â 51).

Â 

Das Pflegepersonal-StÃ¤rkungsgesetz hat der Bundestag am 11. Dezember 2018
beschlossen. Zuvor war der Nichtannahmebeschluss des BVerfG vom 26. November
2018 (1Â BvRÂ 318/17, 1Â BvRÂ 1474/17, 1Â BvRÂ 2207/17) ergangen, der die
Verfassungsbeschwerden gegen die zumindest bis zur EinfÃ¼gung von Â§Â 275
Abs.Â 1c SatzÂ 4 SGB V zum 1. Januar 2016 umstrittene Frage betrafen, ob
KrankenhÃ¤user nach der PrÃ¼fung einer Krankenhausabrechnung unter
Einbeziehung des Medizinischen Dienstes der Krankenkassen, die im Ergebnis nicht
zu einer Minderung des Abrechnungsbetrags gefÃ¼hrt hat, in allen FÃ¤llen von den
Krankenkassen die in Â§Â 275 Abs.Â 1c SatzÂ 3 SGB V vorgesehene
Aufwandspauschale verlangen kÃ¶nnen. Das BSG hatte an seiner Rechtsprechung
bis zur GesetzesÃ¤nderung ab 1. Januar 2016 festgehalten und ausdrÃ¼cklich
darauf hingewiesen, dass sich aus der RechtsÃ¤nderung â��jedenfallsâ�� fÃ¼r die
frÃ¼here Rechtslage kein Anlass ergebe, von seiner bisherigen Rechtsprechung
abzuweichen. Dabei sei die alte Rechtslage in allen FÃ¤llen maÃ�geblich, bei denen
die Behandlung vor dem 1. Januar 2016 begonnen habe, unabhÃ¤ngig davon, wann
jene und die nachfolgende PrÃ¼fung abgeschlossen worden seien und die
KrankenhÃ¤user die Aufwandspauschale geltend gemacht hÃ¤tten.

Â 

Daraus folgt, dass bei Erlass des PpSG die Problematik von eventuellen
RÃ¼ckforderungsansprÃ¼chen bezÃ¼glich gezahlter Aufwandspauschalen bekannt
war. Wenn dennoch eine VerjÃ¤hrungsregelung ausdrÃ¼cklich nur fÃ¼r
VergÃ¼tungen erfolgte, kann nicht davon ausgegangen werden, das Gesetz weise
eine planwidrige LÃ¼cke auf. Dies gilt insbesondere auch vor dem Hintergrund,
dass nach den Gesetzesmaterialien eine Angleichung der fÃ¼r KrankenhÃ¤user und
Krankenkassen geltenden Rechtslage beabsichtigt war, weil die KrankenhÃ¤user
auch vor Ablauf der frÃ¼heren VerjÃ¤hrungsfrist mit nachtrÃ¤glichen
Rechnungskorrekturen der KrankenhÃ¤user nach der Rechtsprechung nach Treu
und Glauben ausgeschlossen waren, wenn sie nach Ablauf eines vollstÃ¤ndigen
Kalenderjahres nach Erteilung der ersten Schlussrechnung erfolgten, d.â�¯h. nach
Ende des auf die erste Schlussrechnung folgenden Kalenderjahres. Dies bezog sich
jedoch ausschlieÃ�lich auf Rechnungen, mit denen ein VergÃ¼tungsanspruch
geltend gemacht wurde. Rechnungskorrekturen bei Aufwandspauschalen sind
denklogisch nicht mÃ¶glich, weil es sich immer um einen gleichbleibenden
Pauschalbetrag handelt, der gesetzlich geregelt ist. Deshalb war im Hinblick auf die
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VerjÃ¤hrung von Aufwandspauschalen und darauf bezogenen
RÃ¼ckforderungsansprÃ¼chen keine Angleichung erforderlich. Demzufolge fÃ¼hrt
das Ergebnis, dass VergÃ¼tungsansprÃ¼che einer kÃ¼rzeren VerjÃ¤hrungsfrist als
AnsprÃ¼che auf Aufwandspauschalen bzw. auf deren Erstattung unterliegen, auch
nicht zu einem nicht hinnehmbaren Wertungswiderspruch. Das Erfordernis einer
zwingenden Rechtsfortbildung durch Gesetzesanalogie ist fÃ¼r den erkennenden
Senat nicht einmal ansatzweise ersichtlich.

Â 

Vor dem Hintergrund, dass der unstreitige VergÃ¼tungsanspruch der KlÃ¤gerin
durch wirksame Aufrechnung bzw. Verrechnung erloschen ist, kommt es nicht mehr
streitentscheidend darauf an, dass auch der vom Sozialgericht ausgeurteilte
Zinsanspruch in HÃ¶he von fÃ¼nf Prozentpunkten Ã¼ber dem Basiszinssatz bereits
deshalb nicht in Betracht kommt, weil die KlÃ¤gerin hier einen bisher vermeintlich
noch nicht beglichenen VergÃ¼tungsanspruch fÃ¼r Leistungen der
Krankenhausbehandlung geltend macht, der lediglich einen Zinsanspruch von zwei
Prozentpunkten Ã¼ber dem Basiszinssatz rechtfertigt. Die ursprÃ¼nglich geltend
gemachte Aufwandspauschale ist gezahlt worden und vermag einen hÃ¶heren
Zinsanspruch bereits deshalb nicht mehr zu begrÃ¼nden, weil sich die Beklagte
insoweit zu keinem Zeitpunkt in Verzug befunden hat. 

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1
Verwaltungsgerichtsordnung.

Â 

Die Streitwertfestsetzung ergibt sich aus Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. dem
Gerichtskostengesetz (GKG). Im Rechtsmittelverfahren bestimmt sich der Streitwert
nach den AntrÃ¤gen des RechtsmittelfÃ¼hrers (Â§ 47 Abs. 1 Satz 1 GKG). Ist der
Antrag auf eine bezifferte Geldleistung gerichtet, ist deren HÃ¶he maÃ�geblich (Â§
52 Abs. 3 GKG).

Â 

Die Revision wird wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der Rechtssache im Hinblick
auf die Frage, ob die Â§Â§Â 109 Abs.Â 5 SGB V, 325 SGB V a.â�¯F. auf
Aufwandspauschalen entsprechend anzuwenden sind, gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1
SGG zugelassen.

Â 

Â 
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